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Vernehmlassung zum Leitfaden Arbeitszonenbewirtschaftung Kanton St.Gallen

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Kantonale Gewerbeverband St.Gallen (KGV) bedankt sich für die Möglichkeit zum Leitfaden
«Arbeitszonenbewirtschaftung Kanton St.Gallen» vernehmen lassen zu können.

Allgemein
Der KGV ist sich der Herausforderung im haushälterischen Umgang mit dem Boden im Rahmen des
eidg. Raumplanungsgesetzes und des kant. Planungs- und Baugesetzes bewusst. Die
Arbeitszonenbewirtschaftung ist nach Art. 30a, Abs. 2 der eidg. Raumplanungsverordnung
Voraussetzung für die Ausscheidung neuer Arbeitszonen. Der kantonale Richtplan legt im
Koordinationsblatt S21 die Rahmenbedingungen für die Arbeitszonenbewirtschaftung fest. Die
Arbeitszonenbewirtschaftung ist grundsätzlich eine Aufgabe des Kantons. Mit dem Leitfaden zeigt der
Kanton nun auf, wie er die Regionen, die Gemeinden und die Wirtschaft in die
Arbeitszonenbewirtschaftung einbinden möchte. Den Regionen kommt das Erstellen der Übersicht
und die regionale Abstimmung zu. Die Gemeinden sorgen für die effiziente Nutzung der Arbeitszonen.
Die Wirtschaft soll ihre Bedürfnisse in den Prozess einbringen, damit sich die Gebiete marktgerecht
entwickeln können. Alles in allem erhofft sich der Kanton dadurch eine Vereinfachung und
Beschleunigung von Einzonungen, was zu begrüssen wäre. Vor diesem Hintergrund ist eine Regelung
im Sinne eines Leitfadens durchaus möglich.

Für den Kantonalen Gewerbeverband St.Gallen gelten aber folgende Grundvoraussetzungen für die
Umsetzung:

- Bei der Schaffung von neuen Grundlagen ist stets der Nutzer, sprich in diesem Falle die
Wirtschaft, ins Zentrum zu stellen. Es soll eine Ermöglichungskultur herrschen! In diesem
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Sinne erwarten wir von der Verwaltung, dass Lösungen mit verschiedenen Varianten den
Unternehmen unterbreitet werden. Dies muss bereits im Leitfaden aufgenommen werden.

- In Bezug auf die Arbeitszonenbewirtschaftung im Kanton St.Gallen soll eine möglichst
einheitliche Regelung für alle Regionen gelten. Der regionale Austausch ist zwingend. Es soll
daher nicht jede Region ihr Bewirtschaftungskonzept selbst erfinden. Evtl. macht eine
gemeinsame Erarbeitung der Grundsätze und Vorgehensweisen Sinn (z.B. über VSGP). Die
genaue regionale Aufteilung ist nochmals zu überprüfen (können die Regionen aufgrund der
aktuellen gesetzlichen Grundlagen überhaupt mit diesen Aufgaben betraut werden).

- Mit dem Leitfaden sollen möglichst klare Aufträge/Verpflichtungen an die Regionen und
Gemeinden erteilt werden. Selbstverständlich ist dem Subsidiaritätsprinzip genügend
Rechnung zu tragen.

- Arbeitszonen müssen erschlossen und rasch überbaubar sein. Ein Verfahren, welches
mehrere Jahre dauert, verhindert eine wirtschaftliche Entwicklung.

Besonderes
Einbezug der Wirtschaft
Es wird ausgeführt, dass die Bedürfnisse der Wirtschaft angemessen zu berücksichtigen sind. Der
Einbezug der Grundeigentümerschaften und Unternehmungen ist daher Teil der
Arbeitszonenbewirtschaftung. Dass damit erreicht werden soll, schneller und effizienter auf die
Bedürfnisse der Wirtschaft reagieren zu können, ist im Grundsatz zu begrüssen. Der Einbezug der
Wirtschaft ist aber genauer zu definieren (im Sinne der Einheitlichkeit gemäss unseren Allgemeinen
Ausführungen).

Verlagerung eines Betriebes
Es stellt sich die Frage, auf welchen Grundlagen ein bestehender Betrieb gezwungen werden kann, in
eine andere Gemeinde umzusiedeln. Nach unserer Meinung muss diese Regelung stark gelockert
werden. Auch der Radius von 10 km ist zu hoch gegriffen. Wir erwarten, dass im Grundsatz eine
Ermöglichungspolitik am bestehenden Standort herrscht.

Eine Verlagerung eines Betriebes bringt immense Kosten mit sich, welche unter Umständen nicht
getragen werden können. Die ökonomischen Konsequenzen (Mehrinvestitionen, was geschieht mit
dem alten Standort (wird es eine Brache?)) werden im Leitfaden nicht beleuchtet. Auch allfällige
ökologische Auswirkungen (u.U. längerer Arbeitsweg der Mitarbeitenden durch die Verlagerung)
werden nicht berücksichtigt. Diese Punkte sind aber zwingend in die Beurteilung aufzunehmen und
können zu einem Nicht-Verlagerungsentscheid führen. Eine Verlagerung lehnen wir grundsätzlich ab.

Ausnahmen
An mehreren Stellen (z.B. in Ziff. 6, Seite 16) wird von einer Prüfung von Ausnahmen gesprochen.
Nach unserer Meinung müssen Ausnahmen möglich sein und nicht bloss geprüft werden. Der
Leitfaden ist in diesem Sinne generell zu überarbeiten.
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Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme und die Berücksichtigung unserer Anliegen sowiend die
entsprechenden Anpassungen im Leitfaden.

Freundliche Grüsse

Andreas Hartmann Felix Keller
Präsident Geschäftsführer


